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Praxis

In sogenannten Odysseus-Verfügungen 
legen Patientinnen und Patienten im 
Vorhinein Behandlungspräferenzen fest, 
die in akuten Phasen psychischer 
Erkrankungen trotz widersprechender – 
krankheitsbedingter – Willensäußerungen 
dennoch bindend bleiben sollen. Diese 
vorwiegend zeitlich befristeten 
Verfügungen können gerade in der 
Psychiatrie als autonomieersetzende 
Instrumente vertrauensfördernd und 
damit sinnvoll sein. 
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E
pisodisch auftretende, über Jahre 
verlaufende psychische Erkran­
kungen, vor allem Psychosen, 
können mit symptomarmen oder 

-freien Intervallen einhergehen. Diese 
Phasen der (Voll-)Remission sind dazu prä­
destiniert, entsprechende Behandlungs­
vereinbarungen vorausverfügend festzu­
legen. Betroffene können nach ihrem freien 
Willen in Odysseus-Verfügungen (OV) über 
zukünftige Behandlungsmaßnahmen ver­
fügen, die darauf abzielen, Dauer und Aus­
maß von Rückfällen zu verringern, Krank­
heitsphasen rasch zu durchbrechen, das 
Risiko von Residuen zu reduzieren und neu 
auftretende Krankheitsphasen günstigen­
falls durch gezielte vorbeugende Interven­
tionen bei spiralförmiger Vulnerabilität zu 
verhindern [1, 2].

Mögliche Legitimation von Zwang

OV können dabei als eine im Voraus 
verfügte Legitimation einer gegebenenfalls 
zukünftig notwendigen Zwangsbehand­
lung dienen [1]. OV beschränken sich nicht 
ausschließlich auf die Vorausverfügung 
von Zwang, sondern haben idealerweise 
auch die Vermeidung von Zwangsmaßnah­
men zum Ziel, zumindest aber die Reduzie­
rung der Dauer von in Freiheitsrechte ein­
greifendem Zwang [1,3].

Der Begriff OV bezieht sich auf Homers 
Odyssee im 12. Gesang des Epos. Dort 
widersteht König Odysseus dem lockenden 

Gesang der Sirenen, indem er verfügt, an 
den Schiffsmast gebunden zu werden,  
um von dem todbringenden Gesang der 
Sirenen nicht irregeleitet zu werden. Er 
weist seine Mannschaft an, ihn – ungeach­
tet möglicher gegenteiliger Bitten – solange 
gefesselt zu halten, bis der Gesang der 
Sirenen verklungen ist [4].

OV in der Psychiatrie sollten vorzugs­
weise folgende Faktoren berücksichtigen:
K	� Therapieansprechen in vorherigen 

Krankheitsphasen
K	� phasenhafte Erkrankungen mit symp­

tomfreien Intervallen
K	� zeitlich limitierte Dauer der Verein­

barung
K	� Anwesenheit einer dritten Person, die 

von den Patienten selbst benannt wird, 
um den Abschluss einer Odysseus-
Vereinbarung zu bezeugen
Der im Kontext von Advance Care 

Planning (ACP) [5] weitläufig verwendete 
Begriff der partizipativen Entscheidungs­
findung (shared decision making, SDM), 
der auch in der Psychiatrie Einzug gefun­
den hat [6], wird oft missverständlich aus­
gelegt [3, 5]. Die Entscheidung über die 
jeweilige Behandlung steht in Behand­
lungsvereinbarungen formal allein den 
Patienten zu. Ungeachtet der gründlichen 
Beratung durch die Behandler, die unbe­
stritten das Wohl ihrer Patienten priori­
sieren [6, 7], um diese vor vermeidbaren 
Umwegen zu schützen, sind es letztlich 
allein die Patienten selbst, die über ihre 
Behandlung souverän verfügen, sofern sie 
dies wünschen [7, 8]. 

Zwar wird SDM in der Regel als „gemein­
sam erreichte Entscheidung“ charakterisiert, 
die dem Patientenwohl zugutekommen soll 
[9, 10]. Zur Präzisierung ist dennoch der 
Begriff „assistierte Entscheidungsfindung“ 
(assisted decision making) oder „unter­
stützte Entscheidungsfindung“ (supported 
decision making) der SDM vorzuziehen [9]. 
Die Begriffswahl verdeutlicht, dass Patien­
ten Therapieentscheidungen nach den 
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rechtlichen Voraussetzungen nicht zwin­
gend „gemeinsam“ mit dem Behandler 
treffen müssen [7, 11]. Vielmehr ist eine en­
gagiert beratende und dabei akzeptierende 
Haltung der Behandler angesprochen.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass OV und ACP als dynamische Form der 
Patientenverfügungen vorausschauend 
und personalisiert angewendet werden 
können [8, 12]. Dabei unterliegt das ACP in 
der Psychiatrie besonderen Sorgfaltsanfor­
derungen, um im konkreten Behandlungs­
fall Berücksichtigung finden zu können  
[3, 7]. Obligatorisch sollte geprüft werden, 
ob aus vorangegangenen Behandlungen 
ein Nutzen gewonnen werden kann, der für 
zukünftige fachgerechte Therapien leitend 
sein kann [3, 5]. Für die Realisation verbind­
licher OV sind evaluierte Verfahren zur 
assistierten Entscheidungsfindung essen­
ziell [2]. Sie sollten gezielt zur Anwendung 
kommen, um auch den in ihrer Willens­
bildung eingeschränkten Patienten Mög­
lichkeiten zur Selbstbestimmung zu er­
öffnen und zu wahren [1].

Primat des freien Willens

Bei psychisch Erkrankten ist die freie, 
informierte Einwilligung in alle therapeu­
tischen Maßnahmen notwendige Voraus­
setzung und somit bindend für jedes 
ärztliche Handeln. Die Freiheit der Willens­
bestimmung und die eigene Entscheidung 
der Patientinnen und Patienten darf dabei 
nicht durch äußere Einflüsse eingeschränkt 
werden, das heißt die Willensfreiheit setzt 
zunächst die Abwesenheit von Zwang vor­
aus [6, 13].

Die Freiheit der Willensbestimmung 
hängt von der Einsicht in die Krankheit und 
von der Fähigkeit zur Selbstfürsorge der 
Patienten ab. Zweifellos stellt auch heute 
noch die helfende ärztliche Fürsorge für  
die Therapie psychisch kranker, hilfloser 
Patientinnen und Patienten ohne aus­
reichende Selbstfürsorge eine grundsätz­
liche Verpflichtung für alle ärztlich Tätigen 
dar [6]. 
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